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1867. 


Deutſchland. 

Berlin, 12. Oktober. Dem „Dresd. Journ.“ wird von 
bier telegraphirt: Gerüchtwelſe verlautet, der Reichstag werde, 
wenn er bis zum 25. d. M. mit feinen Arbeiten nicht fertig wer⸗ 
den ſolle, auf einige Zeit vertagt werden. 

— Graf Lebndorff und Genoſſen baben beſchloſſen, ihren An- 
trag auf ein Geſetz wegen Hppotheken-Banken mit Rückſicht auf 
die Erklärung des Bundeskanzlers in der Sitzung am Donnerſtag 
zurückzuziehen und dem Bundesrathe die Initiattwe in dieſer Bezie- 
hung zu überlaſſen. 

— Die in der Kommiſſton für die Vorberathung des Ge⸗ 
ſetzes über dle Freizügigkeit geſtellten Anträge lauten: 1. Von dem 
Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): Jeder Bundesangebörige bat dae 
Recht, an jedem Orte des Bundesgeblets Grund Eigenthum zu er- 
werben. Das den Zünften oder ſonſtigen Korporattonen zuſtebende 
Recht, Andere von dem Betriebe eines Gewerbes auszuſchlteßen, 
wird aufgeboben. Desgleichen das Verbot, Gewerbe und Handel 
auf dem Lande zu betreiben, Jeder Gewerbetrelbende darf Ge 
ſellen, Gebülfen, Lehrlinge und Arbeiter jeder Art und in be- 
liebiger Anzahl halten. Geſellen find in der Wahl ihrer Meiſter 
unbeſchränkt. Die Prüfungen bilden nicht mehr ein Erforderniß 
zur Ausübung der Handwerke. Das Recht der Nlederlaſſung, des 
Geſchäftsbetries und des Erwerbs von Grundeigentbum darf Nie- 
mandem um ſeines Glaubens bekenntniſſes willen, oder wegen feh⸗ 
lender Gemeindeangebörigkett verweigert werden. — 2. Von dem 
Abg. Wachenbuſen: zu $. 1 den . 1 in folgender Faſſung an- 
zunehmen: Jeder Bundes-Angebörige hat das Recht, innerhalb 
des Bundesgebietes an jedem Orte ſich aufzuhalten und niederzu⸗ 
laſſen, fi zu verheirathen, Grund⸗Eigenthum zu erwerben und Ge⸗ 
werbe aller Art, jomeit fie an dem Orte des Aufenthalts überhaupt 
geſtattet find, zu betreiben. Das den Zünften oder Aemtern zu- 
ſtehende Recht, Andere von dem Betriebe eines Gewerbes auszu- 
ſchließen, ingleichen die Beſchränkung des Gewerbebetriebes auf den 
Ort oder das Land des Aufenthalts, ferner die Ausſchließung der 
Gewerbe ſowie der kaufmänniſchen und ſonſtigen bürgerlichen Ge⸗ 
ſchäfte vom platten Lande, die Beſchränkung der Meifter oder 
ſonſtigen Unternehmer binſichtlich der Verwendung unzünftiger Ge⸗ 
ſellen oder Arbeiter, wie umgekehrt die Beſchränkung der Geſellen 
und, Arbeiter hinſichtlich der Wahl der Meifter und Unternehmer, 
endlich die Beſchränkung der Handwerker, auf den Verkauf der ſelbſt 
angefertigten Waaren, ſowie der Kaufleute und Krämer auf die 
von Handwerkern nicht gefertigten Artikel, ſowie das Verbot mehrere 
Berkaufoſtellen zu balten, treten ſchon jetzt vor Erlaſſung eines all- 
gemeinen Gewerbegeſetzes für den ganzen norddeutſchen Bund außer 
Anwendung. Dagegen behält es bis zu folder Erlaſſung derſelben 
das Bewenden binſichtlich der beſtehenden Rralgerechtſame und ges 
kauften mit einem Amte verbundenen Baurechte. Für den ſteben⸗ 
den Betrieb folgender Gewerbe: Bierbrauer u. ſ. w. wird die 
Konzeſſionspflichtigkeit, wo fie ſeither beſtand, aufgehoben. — 

eiter wie $. 1 Alinea 2 u. ff. 3. Von dem Abg. Fries: An- 
kräge zu 8. 1 des Geſetz's 1. Alinea 1 in folgender Faſſung 
anzunehmen: Jeder Bundesangehörige hat das Recht, innerhalb 
es Bundesgebietes an jedem Orte ſich aufzuhalten und niederzu⸗ 
aſſen, Grundſtücke zu erwerben und Gewerbe aller Art, unter den 
für Eimiſche beſtebenden Vorausſetzungen zu treiben, 2. zu Al. 2 
olgenden Zuſatz zu machen: Die Ausübung dieſer Befugniſſe iſt 
don dem religtöjen Bekenntniſſe unabhängig. 4. Von dem Abg. 
Francke zu $. 1: Jeder Bundesangehötige hat das Recht, inner- 
halb des Bundesgebiets an dem Orte ſich niederzulaſſen, wo er 
ein Unterkommen ſich und ſeinen Angebörigen zu verſchaffen im 
tande if. — 5. Von dem Abg. Dr. Löwe: Zufap-Antrag zu 
em Antrage des Referenten Braun zum $. 1. Jeder Bundesan 
behörige, der durch eine Prüfung in einem der Staaten des Bun- 
tes die Befugniß zur Ausübung der ärztlichen Praxis in demſelben 
erworben bat, iſt zur Ausübung dieſer Praxis an jedem Orte des 
ganzen Bundesgebletes berechtigt. — 6. Von dem Abg. Planck: 
Antrag zu $. 1. Ich beantrage: im §. 1 ſtatt der Worte „ſich 
auernd aufzubalten“, zu ſetzen: „ſich aufzuhalten und niederzu⸗ 
laſſen.“ — 7. Von dem Abg. Dr. Wigard: Antrag zu $. 1. Dem 
toſtenſt Alinea nach den Worten: „im Stande iſt“ beizufügen: und 
aſelb vom 1. Jannar 1869 an jeden Gewerbszweig zu betreiben, 
eſſen Betreibung nicht einer beſondern Konzeſſton bedarf. — 8 
on demſelben Abgeordneten: Antrag zu §. 1 dem 2. Alinea nach 
»beſchränkt werden“ hinzuzufügen: „Mit Penſion verabſchtedete Be- 
amte eines Bundes- Staates unterliegen keinem Penſionsabzug, wenn 
Re ibren dauernden Aufenthalt in einem anderen Bundes⸗Staate 
Konten. — 9. Von demfelben Abgeordneten: Antrag zu $. 2 
watt des erſten Alinen werde gejagt: „Aufentbaltsunterſagungen 
ſuch Aus welſungen, ingleichen Aufentbaltsbeſchränkungen, Unter 
den „gen des Aufentbaltsgrundes, ſowie Aufenthaltsüberwachun⸗ 
ſolche u nur auf Grund gerichtlicher Erfenntnifje und nur nn 
denne; Perfonen zuläſſig, welche wegen gemeiner Verbrechen a er 
Be Vergeben beſtraft worden find, — 10. Von dem Abg. 
haften 8. 2 und 3. Die Ausübung des Gewerbe- und Ge⸗ 
werbefrei m. richtet ſich bis zur Allgemeinen Einführung der Ör- 
iftelhett nach den in den einzelnen Bundesſtaaten beſtehenden 

$ depen. — 11. Bon dem Abg. Planck: 1. den §. 9 zu ſtreichen, 2. dem 
einen Zuſatz binzuzuſetzen: Ueberſteigt die Dauer des Aufenthalts 
en Zeitraum von 2 Jahren, ſo iſt die Gemelnde berechtigt zu verlangen, 
daß der neu Anziehende Mitglied der Gemeinde werde. Eine Abgabe 
af dieſerbalb nicht erhoben werden. 12. Von dem Abg. Frhrn. v. 
uruhe⸗Bomſt Amendement zu $. 3. Hinter die Worte: noch 
— einem dazu verpflichteten Verwandten erhält“ zu ſeten; die 
N . vor künftiger Verarmung berechtigt jedoch den Gemeinde— 
— and nicht zur Zurückweiſung. 13. Von dem Abg. Francke, 
5. 4, ſtatt der Worte, Ate Zeile „nicht bloß wegen“, zu 


ſetzen; „aus anderen Gründen als wegen.“ 14. Von dem Aog. 
Dr. Wigard: Antrag zu §. 9. Dem Paragrapden werde binzu⸗ 
gefügt: Die Erbebung von Gebühren für den Aufenthalt unter 
dem Namen einer Aufenthaltefarte, eines Einwobnerſcheins oder 
welchen Namen eine ſolche Abgabe führt, iſt unzulaſſig. 15. Von 
dem Abg. v. Waldaw⸗-Reitzenſtein: Zuſatz zum Alinea 2 ded 8 
10. Tritt in einer Gemeinde (ie.) das Bedürfniß einer zeitweilt- 
gen Unterftügung für einen Anzlehenden ein, bevor derſelbe ſeinen 
Wobnſitz ein Jahr in derſelben gebabt hat, ſo wird hierdurch der 
Zeitraum unterbrochen, in welchem er einen Unterſtüzßungswoonſitz 
erwirbt, und von dem Tage an gerechnet, von welchem an er ſich 
und die Seinigen ohne fremde Betbülfe ernäbrt. 16. Von dem 
Abg. Dr. Löwe, Antrag $ 1ʃ, zu faſſen, wie folgt: §. 11. Poli- 


zeitliche Ausweiſungen, Unterſagungen des Aufentbaltes an irgend, 


einem Orte des norddeutschen Bundes find nur zuläſſig auf Grund 
gerichtlicher Erkenntniſſe, welche dazu ermächtigen, oder wenn der 
betreffende die öffentliche Armen-Unterſtützung in Anſpruch nimmt, 
nach näberer Beſtimmung übrr die Armenpflege. Alle dem ent- 
gegenſtebenden Privilegien einzelner Ortſchaften werden biermit 
aufgeboben. 17. Von dem Adg. Graf Betbuſy-Huc. Reſolutton. 
Der Reichstag wolle beſchließen: 1. Den Herrn Bundeskanzler 
aufzufordern, dem nächſten Reichstage ein Geſetz vorzulegen, wo⸗ 
durch der Uebelſtand der doppelten Perſonal-Beſteuerung folder 
Bundes-Angebörigen beſeitigt werde, welche in einem andern Bun- 
deslande wohnen, als dem, worin fie ſtaatsangebörig find. 2. Die 
Petition von Warburg und Genoſſen dem Herrn Bundeskanzler 
als Material für dies Geſetz überweiſen. 18. Von dem Abg. v. 
Zebmen: Antrag, der Reichstag wolle beſchließen, den Hen. Bun⸗ 
deskanzler aufzufordern, dem nächſten Reichstage eine allgemeine 
auf dem Prinzipe der Gewerbefreiheit gegründete Gewerbeordnung 
für den norddeutſchen Bund vorzulegen. 

— Die VI. Deputation des Kriminalgerichts verhandelte 
beute einen Prozeß gegen den Redakteur der „Staatsbürger-Zei- 
tung“ wegen Verleumdung des Finanz⸗Miniſters v. d. Heydt. Die 
„Staatsbürger-Zeitung“ brachte verſchledene Male binter einander 
in den Nummern 257—261, 263 und 271 Mittheilungen über 
einen Vorfall, der ſich am 11. September d. J. in dem Reſtau- 
rationslokale von Borchardt zugetragen habe, wo Herr v. d. Heydt 
ih in ein Kartenſpiel eingelaſſen, in die Hände von Gaunern ge- 
fallen ſei und 8500 Thlr. verloren habe ꝛc. Die ſämmtlichen in 
den Artikeln bebaupteten Thatſachen ſind unwahr und Herr v. d. 
Hepdt hat die Beſtrafung des Veifaſſexs, als welcher ſich der An⸗ 
geklagte bekannte, beantragt. Durch die Beweisaufnahme, die ſofort 
vorgenommen wurde, ſtellte ſich durch Vernehmung des R tterguts⸗ 
befigers v. Heyden zunächſt heraus, daß er es geweſen, der an 
dem gedachten Tage im Borchardt'ſchen Lokale mit zwei feinen 
Herren, einem angeblichen Geheimen Kommerzlenrath und einem 
Kaufmann, die ſich ſpäter als ſogenannte Bauernfänger entpuppten, 
geſpielt und eine hohe Summe (825 Tylr. baar und 6000 Tolr. in 
Bons) verloren habe. Eine gleiche Erklärung gaben der Reftaurateur 
Borchardt und der Oberkellner Schmidt ab, welche beide aus- 
ſagten, daß Herr von der Heydt überhaupt nur einmal, und 
zwar vor ſechs bis acht Jahren, das Borchardt'ſche Lokal beſucht 
babe. Demnächſt wurde der Finanz⸗Miniſter von der Heydt ſelbſt 
als Zeuge vernommen. Derſelbe erklärte, daß er bei dem gedach- 
ten Vorfalle nicht betheiligt, nicht im Borchardt'ſchen Lokale ge- 
weſen jei, das Lokal überhaupt nur einmal vor etwa fünf Jahren 
betreten babe. Die ſämmtlichen Zeugen beſchworen ihre Aus- 
ſagen. Der Staatsanwalt Schmidt fübrte aus, daß ein Beamter, 
der ſich ſolche Dinge zu Schulden kommen laſſe, wie ſie hier Hrn. 
v. d. Heydt angedichtet worden ſeten, zeige, daß er ein unerfah- 
rener, leidenſchaftlicher Menſch, ein Spieler ſei, der nothwendiger 
Weiſe in der Achtung anderer Perſonen verlieren müſſe. Ein jol- 
cher Beamter würde unzweifelhaft dem Disziplinarverfabren ver- 
fallen. Der Angeklagte habe die Artikel wider beſſerte Wiſſen er- 
funden und fein Verfahren, nachdem der Polizei-Präfldent und die 
Staatsanwaltſchaft mit ihm in Kommunikation getreten, charakteriſtre 
ſich als Bosheit. Er beantrage daher eine Ymonatliche Gefanißſtrafe 
gegen den Angeklagten. Der Vertheldiger führte aue, daß eine Ver⸗ 
leumdung nicht vorliege. Kein Mann verliere jeine Ehre, wenn er 
einmal ſpiele. Der diplomatiſche Ton der der Staatsbürger - Zet— 
tung zugegangenen amtlichen Berichtigungen ſei geeignet geweſen, 
den Angeklagten in feinem Glauben zu beſtärken. Der Angeklagte 
jet in optima fide geweſen und jet von Bosheit bet ihm feine 
Rede. Er beantrage deshalb Freiſprechung event. eine geringe 
Geldbuße. Nach einer Replik des Staatsanwalts und des Ver- 
tdeldigers zog der Gerichtohof ſich zur Beratbung zurück und er- 
kannte auf Schuldig gegen den Angeklagten und verurtdeilte ihn, in- 
dem er den rechtlichen Dedukttonen des Staatsanwalts beitrat, zu 
zwei Monaten Gefängnulßſtrafe, ſprach Herrn v. d. Heydt auch das 
Recht zu, das Urthell öffentlich bekannt zu m-chen. Der Zudrang 
des Publikums zu diefer Verhandlung war außerordentlich, ſo daß 
der a er u. Karten geſtattet werden konnte. 

Berlin, . ktbr. 1 f S 
Der dritte Gegenſtand der e e alt 2. We a 
mifften über den Geſetzentwurf, betreffend die Nationalität der Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe und die Berechtigung zur Führung der Vundesflagge, und zugleich 
Berichterſtattung über eine ſich auf dieſes Geſetz beziehende Petition. Es 
liegen verſchiedene Anträge zu dieſem Geſetzentwurf vor, welche die erfor⸗ 
derliche Unterſtützung erhalten. Es erhält zunächſt das Wort der Bericht 
erſtatter Abg. Leſſe: Das Geſetz ſtelle die Bedingungen feſt, unter welch n 
Kauffahrteiſchiffe als nationale anerkannt werden ſollten. Privateigentbum 
zur See werde nicht nach allen Gefetzen als unverletzlich angefehen. Es ſei 
dieſe lg von den verſchiedenen Se ggebungen in Anregung gebracht, 
namentlich auch in Deutſchland. Der preußiſche Grundſatz laute, daß die 


Wegnahme fremder Schiffe nicht ſtattfinden ſolle, wenn man mit dem be⸗ 


treffenden Staate nicht im Kriege lebe. Die Priſen-⸗Gerichtshöfe brächten 
ſehr häuſig die Grundſätze ihrer vaterländiſchen Geſetze zur Geltung, nicht 


die des Völkerrechts. Die Kommiſſion ſchlage die Annahme des in $. 2 


ausgeſprochenen Prinzi ꝛs mit einer kleinen Veränderung in Alinea 2 vor, 
nämlich daß die Vorſtände der Aktien-Geſellſchaften nicht durchweg natio⸗ 
nale zu ſein brauchten. Praktiſche G ünde ſprächen hierfür. Auf die ein⸗ 
zelnen Amendements werden wir bei der Spezialdebatte zurückkommen. — 
Gegen den Geſetz Eutwurf erhält das Wort der 4og Wiggers (Berlin), 
der ſich dahin ausläßt: Oone eine bedeutende Handelsflott ſei auch 
keine. bedeutende Kriegsflotte möglich. In Mecklenburg und Pommern ſei 
die Handelsflotte durch Zuſtrömen auch fremden Kapitals zu großer Blütbe 
gelangt. Durch Annahme des Kommiſſtonsantrages werde aber das fremde 
Kapital der Handelsflotte entzogen Ferner würde durch Umwantlung der 
Rhederei⸗Geſellſchaften in Aktien -Geſellſchaſten die Verautw rtlichkeit und 
Gefahr geſteigert, der Gewinn vermindert werden. Den 8 2 des Geſetzes 
halte er für unausführbar, weil nicht gejagt ſei, wie es mit den Schiffen gehalten 
werden ſoll, welche im Beſitze ausländiſcher Rhederei find. Ferner babe 
mim angeführt, der Beſitz fremder Rhederei werde im Falle eines Krieges 
gefährdet. Dagegen bemerke er, daß in Frankreich und anderen Ländern 
die Beſtimmung exiſtirre, daß 1, Ausländer ſich an der Rhede ei betheili⸗ 
gen können. Die Rheder würden außerdem lieber das Riſiko übernebmen, 
in Kriegszeiten gefährdet zu fein, als in Friedenszeiten ibre Jutereſſen ge⸗ 
ſchädigt zu ſehen. — Demnach empfehle er das Harkort'ſche Amendement. 
Der Abg. Roß (Hamburg) ſpricht für den Kommiſſtons⸗Antrag und 
erwidert dem Vorredner, daß der Umſtand, daß fremde Roedereien im Beſitz 
eines Theiles der Flotte, größere Gefahr für den Handel im Kriege zur 
Folge habe, als durch Ausſchluß fremder Rheder in Friedeuszeiten den 
Handels-Intereſſen erwüchſen. Bundes- Kommiſſar für Mecklenburg bemerkt 
egenüber dem Abg. Wiggers, daß nicht von Mecklenburg, ſondern von 
Frankreich der Anſtoß zu der erwähnten Beſtimmung gegeven ſei und daß 
Mecklendurg derſelben ſich nur ungern gefügt habe. — Der Abg. Meyer 
(Thorn) reicht folgenden Verbeſſerungs⸗Antrag zu 8 2 ein: Aus dem Alin. 
2 des 8. 2 die Worte „iugleich bei den Aktien⸗Geſellſchaften der Meorheit 
der Mitglieder des Vorſtandes“ zu ſtreichen. — Abg. Harkort giebt eine 
Darlegung der mecklenburgiſchen Rhederei⸗Verhältniſſe, bleibt aber in den 
Einzelbeiten vollkommen unverſtändlich. — Bundes⸗Kommiſſar Pape: Das 
Seeſchiff habe ſeine Nationalität häufiger fremden Staaten gegenüber, als 
im Inlande geltend zu machen, dies nöthige den Geſetzgeber, um nicht mit 
dem internationalen Recht in Konflikt zu gerathen, zur Einba tung gewiſſer 
Schranken bei Aufſtellung der Nationalitäts⸗Verhältniſſe. In Kriegszeiten 
befolgen die größeren Staaten das Prinzip: Die Nationalität eines Schiffes 
beſtimmt ſich nach den Grundſätzen des natürlichen Rechts oder des Völ⸗ 
kerrechts. Von der Nationalität eines Seeſchiffes kann nur im unei entli⸗ 
chen Sinne die Rede ſein und es genügen allgemeine Prinzipien nicht, um 
über dieſe Frage eine zweifelloſe Entſcheidung zu treffen. England, Nord⸗ 
Amerika und die Staaten Nord⸗Europas, mit Ausnahme von Mecklenburg. 
Schwerin, halten feft an dem Entwurf und es ſprechen für dieſes Prinzip 
mebrere Gründe, beſonders der, daß es geeignet iſt, die Sicherheit der Bun⸗ 
desſchiffe in Kriegszeiten beträchtlich zu verſtärken, und es iſt fein Zweifel 
daß bei Feſthaltung des in dem Entwurf ausgeſprochenen Prinzips die 
Nachtheile durch die Vortheile ſehr überwogen würden. rn 
Vice-Präſident Herzog v. Ujeft übernimmt den Vorſitz) Redner 
empfiehlt ſchließlich die Annahme des Harkortſchen Aero rns — Abg. 
Meyer (Bremen): Ich bin von meiner Anſicht zurückgekommen, daß man 
wohl eine etwas laxere Praxis in dieſer Beziehung einführen könnte, wie 
fie jetzt in Mecklenburg beſteht, und für Aufrechthaltung einer ſtrengen 
Praxis, ſo lange nicht die Verletzlichkeit zur See völkerrechtlich anerkannt 
worden iſt. Ich meine, in England wird man bei näherer Prüfung dahin 
kommen, das Prinzip der Nichtinte vention unbedingt anzuerkennen und es 
zum Völkerrecht zu erheben Geſchieht dies nicht, werden die Kauffabrtei⸗ 
ſchiffe großen Schaden erleiden. Die Erfahrungen der Alabama werden 
nicht verloren gehen und wenn die Zeit wiederkehren ſollte, könnte ſich die 
Alabama nicht gegen die Südſtaaten, ſondern gegen die engliſche Handels⸗ 
flotte kehren. Das Rhedereigeſchäft ſei ſchon ſeit Jahren ein überaus ſchlech⸗ 
tes. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes exiſtiren in Hamburg und Bremen 
ſchon ſeit langer Zeit; trotzdem ſei vor 20 Jahren das Geſchäft blühend 
geweſen. Er müſſe ferner wünſchen, daß eine allgemein geltende Reihe von 
8 eingeführt würde und nicht Jeder berechtigt wäre, eine 
eliebige Nummer zu fübren. Endlich ſei es wünſchenswerth, daß eine 
gleiche Form des Certifikats in allen Staaten feſtgeſtellt werde. Er empfehle 
dringend die Annahme des von iom zu 8. 20 vorgeſchlagenen Zuſatzes, 
wenn auch nur als tranſttoriſche Beſtimmung. Was die Genoſſenſchaften 
betreffe, ſo kenne er die Beſtimmungen des Geſetzes nicht genau. Wenn 
aber Genoſſenſchaften eine Rhederei bilden könnten, ſo höre für Mecklenburg 
jede Beſorgniß auf — Abg. Dr. Wiggers (Roſtock): Er müſſe in Be⸗ 
zug auf einzelne Punkte Bedenken geltend machen. Es ſeien wenig Sach⸗ 
verſtändige bei der Berathung zugezogen. Die Mecklenburger Rhederei 
laufe Gefahr, vollſtändig zu Grunde zu geben. Es ſei unmöglich, die 
jetzigen Rhederei⸗Geſellſchaften in Aktien⸗Geſellſchaften überzuleiten. Zwi⸗ 
ſchen beiden ſei ein zu großer Unterſchied. Er ſei glücklich, daß er die in 
in Mecklenburg herrſchende wirthſchaftliche Freiheit den übrigen Staaten 
zur Nachabmung empfehlen könne. Man möge für die wirthſchaftliche 
Frei eit kämpfen. — Abg. Franke (vielfach wegen der im Hauſe berr⸗ 
ſchenden Unruhe unverſtändlich): Der vorliegende Gefeg-Entwurf ſei bereits 
von den verſchiedenſten Seiten beleuchtet (Unruhe). Er habe mit einem 
feiner ſchleswig⸗holſteiniſchen Freunde eine gleiche Begünſtigung für die 
ſchleswig-bolſteiniſchen Schiffe beantragt, wie fie den Mecklenburgiſchen ger 
währt werden ſolle (unverſtändlich). Er beantrage als ein neues Alinea 
zu $. 20: Die 1 Eintragung wird bis zum 1. April 1869 ver⸗ 
längert. Die Vol ſchrift im §. 1, daß es die Pflicht der Kauffahrteiſchiffe 
ſei, die Bundesflagge zu führen ſei illuſotiſch, wenn keine Strafbeſtimmun⸗ 
gen exiſtirten, oder wenn die Führung der Bundesflagge nicht im Intereſſe 
der Betheiligten liege. Durch ſein Amendement ſei dem abgeholfen (Wegen 
der im Haufe zunehmenden Unruhe iſt Redner auf der Journaliſtentribüne 
nicht mehr verſtändlich) — Der Abg. Dr Waldeck: Die Generaldebatte 
habe ſich hauptſächlich um $. 2 des Geſetzentwurfs gedreht. Er halte es 
für thöricht, ſich in den vorliegenden Fragen nach den Beſtimmungen an⸗ 
derer Länder zu richten. Der Ausſchluß fremden Kapitals durch Annahme 
des § 2 ſei nichts anderes, als Partikularismus. Man konne den Rhe⸗ 
derei⸗Geſellſchaften ferner nicht zumuthen, ſich wegen der Berechtigung, die 
Bundesflaage zu führen, in Kommendit⸗ oder Altiengeſellſchaften umzuge⸗ 
ſtalten. Stelle man einmal völkerrechtliche Grunpſätze und Prinzipien auf, 
ſo müſſe man auch Sorge tragen, daß ſie zur Geltung und Ausführung 
gelangten, und die einzel en Landesbeſtimmungen von den Prifen-Gerichten 
anerkannt würden. Man dürfe nicht große Bortheile, die durch Zufluß 
fremden Kapitals erwüchſen, aus Beſorgniß möglichen Schadens im Kriege 
aufgeben. Sollte die nationale Flagge von Bedeutung ſein, ſo müſſe man 
keine derartige Ausnahmen 1 9 Gesetz E i 
Abg. Aegidi: Der vorliegende Geſetz Entwurf gewähre lang ver⸗ 
mißte Wohlthaten, nicht aber dürfe die Angelegenheit — das Gebiet der 
völkerrechtlichen Controverſe hinübergetragen werden. Unnatürliches fordere 
man durch die Gleichberechtigung der Ausländer. Man müſſe vorſichtig 
fein und ſich nicht die Wohlkhaten der nationalen Flagge verkümmern. 
Wenn fremdes Kapital verdrängt werde, fo würde auch durch Annahme 
des Geſetzes die ausländiſche Handelswelt veranlaßt, ihre Güter unferer 
Flotte anzusertraueu. Auch die über die mecklenburgiſchen Verhältniſſe au« 
geführten Zahlen ſeien durch die Neugeſtaltungen nicht mehr zutreffend. 
Auch er habe die Ueberzeugung, daß die Zeit nicht ferne, wo das Privat -- 
eigentzum zur Se nicht mehr gefährdet jet. (Se. Kgl. Hoheit der Kron⸗ N 
peinz iſt inzwiſchen in der Hofloge erſchienen.) Der Schluß der General- ; 
Debatte wird hierauf beantragt und genehmigt. Es erhält noch das Wort a 
der Referent, der die im Lauſe der Debatte gegen den Kommiſſionsantrag * 
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bedingung da 


geltend gemachten Bedenken widerlegt und auf die einzelgeſtellten Amende⸗ 
ments eingeht, von denen er das des Abg Schleiden als Verbeſſerung aus 
erkennt. Auch das Amendement Schultze ſei, inſofern es nicht ausſchließ⸗ 
lich auf Preußen Bezug habe, anzuerkennen. Die General⸗Debatte wird 
jetzt geſchloſſen und die Spezialdebatte über §. 1 eröffnet. Zu demſelben 
liegt das Amendement des Abg. Dr. Schleiden vor. — Bundeskommiſſar 


Geh. Ober⸗Juſtizrath Pape. Er müſſe der Vorſchrift des Amendements 


entgegentreten, da ſie das gefährliche Mißverſtändniß erwecken könne, als 
wenn es den Bundesſchiffen geſtattet fein ſoll, auch unter der alten Landes» 
flagge fortan als Nationalflagge zu fabren. — Abg Dr. Schleiden wun⸗ 
dert ſich, daß ſein Amendement zu einem ſolchen Mißverſtändniſſe habe An⸗ 
laß geben können, ihm ſcheine es eine einfache Conſequenz aus der Ver⸗ 
faſſung; an eine National⸗Landesflagge habe er auch nicht gedacht. — Die 
Diskuſſion über 3. 1 wird geſchloſſen. Bei der Abſtimmung wird der 
9. 1 der Vorlage mit großer Maforität angenommen und der Antrag des 
Abg Dr. Schleiden mit großer Majorität abgelehnt. Es wird die Dis⸗ 
duo über $. 2 eröffnet uad erhalt zu demſelben das Wort der Abg. 
Müller (Stettin). Redner empfiehlt die Annahme des Harkort'ſchen 
Amendements, denn die Zulaſſung auch des fremden Kapitals würde von 
roßem Nutzen fein. — Es ſprechen alsdann gleichfalls für das Harkortſche 
F eme die Abgg. Hantelmann, v. Oertzen, Roß und Harkort. — 
Der Abg. Meyer (Thorn) erklärt ſich mit dem erſten Abſatz des 8. 2 ein⸗ 
verſtanden und befürwortet ſein auf den zweiten Theil dieſes Paragrap en 


ſich beziehendes Amendement. Das Amendement des Abg. Schultze trete 
den Intentionen ſeines Amendements entgegen, ſie würden ſich beide aber 


vereinigen, wenn Herr Schulze die Worte „Aktiengeſellſchaften und“ ſtreiche, 
was er hiermit beantrage. — Abg. Meyer (Bremen) räth dringend ab 
von der Annahme dieſes Amendements, weil dann im Falle eines Kieges 
zwiſchen England und Amerika Aktiengeſellſchaften kommen und verſuchen 
würden, ihre Schiffe unter die Flagge des noeddeutſchen Bundes zu bringen, 
ohne in ee ihr Domicil zu haben, was offenbar ein Mißbrauch der 
lagge ſei. 
4 66 bg. Schulze (Berlin) vertheidigt fein Amendement. Ahederei⸗ 
eſellſchaften ſeien in gewiſſem Sinne ſchon Genoſſenſchaften. Es ſeien 
chon namhafte Summen von den Volksbanken in die Rhederei geſteckt. 
Es müßten die Rhedereien in die Genoſſenſchaften hineingezogen werden. 
— Abg. Kannegieſſer: Der norddeutſche Bund könne auf ſeinen eigenen 
Füßen ſtehen und brauche ſich nicht nach Präzedenzien in anderen Staaten 
zu richten. Mit der Annahme des § 2 des Geſetz⸗Entwurſs würden der 
Rhederei in der Oſtſee bedeutende Wunden geſchlagen werden. Die Rhe. 
derei in Neu-Vorpommern ſei ohnehin ſchon der mecklendurger Rhederei 
egenüber bedeutend zurückgeblieben. Er empfehle die Annahme des Har⸗ 
rt'ſchen Amendements. Abg. Dr, Aegidi: Die Freiheit des Eigen⸗ 
thums zur See zu erſtreben, ei keine utopiſtiſche Idee. Er würde der 
großen Bewegung für NM nicht beiſtimmen, wenn er fie für uto⸗ 
piſtiſch halte. Mit dem 5 2 könnten wir uns Sicherheit verſchaffen; das 
genüge. Man ſolle ſich auf der Linie der mäßigen Forderungen halten. 
remdes Eigenthum könne nicht als nationales geſchätt werden. Er em⸗ 
pfehle die unveränderte Annahme des erſten Alineg des 8. 2 des Regie 
ungs⸗Entwurſs. — Abg. Becker (Dortmund): Eine Beſchränkung des 
e ee ſei nicht nothwendig. In Preußen ſeien früher nur 
folche Aktiengeſellſchaften konzeſſionirt, deren Mitglieder zur fte aus 
Preußen beſtanden hätten. Dieſe Beſtimmung ſei nie praktiſch geworden, 
weil ſie ſtets umgangen ſei. Es ſei aber beſſer, gar keine Geſetze zu geben, 
als ſolche, die leicht umgangen werden könnten. Redner empfiehlt das 
Amendement Meyer (Thorn). — Der Präſident ſchließt die Diskuſſton 
über $. 2 des Geſetzentwurfes. Bei der nun folgenden Abſtimmung wird 
das erſte Aline des $. 1 in der Kommiſſionsfaſſung angenommen’ Hier⸗ 
auf wird der Antrag des Abg. Schulze (Berlin) in der veränderten Form 
mit großer Majorilät augenommen, womit das zweite Alinea des §. 2 des 
Regierungs Entwurfs abgelehnt iſt. Es iſt alſo der ganze $ 2 in der 
neueſten Form mit dem Schulzeſchen Ant tage angenommen. Die 88. 3 
bis 5 werden ahne Diekuſſton augenommen Zu 8. 16 meldet ſich zum 
Wort der Abg. Schleiden (derſelbe iſt bei der fortwährenden Unruhe im 
Haufe auf der Jonrnaliſten⸗Tribüne faſt ganz unverſtändlich): Es erſcheine 


Be a e en 


in ſein Vaterland zurückzukommen. 16 wird mit dem Amendement 
Schleiden ang nommen, eben fo 8 17. Der Abg. Dr. Schleiden zieht ſein 
zu 9 18 geſtelltes Amendement zurück und werden die 88. 8 und 19 an⸗ 
enommen. Die zu $ 20 geſtellten Amendements der Abgg. Harkort und 
Maler, so- wie des an Franke werden vom Haufe verworfen und der 
Paragraph nach dem Kommifftonsantrag angenommen. Ein Gleiches ge⸗ 
ſchieht mit den Eingangsworten und der Ueberſchrift des Geſetzes. - Der 
Abg Meier (Bremen) berichtet ſodann für die 5. Kommiſſion über die 
Petition der Rhederei - Geſellſchaft Concordia zu Elsfleto, mien die 
Steuermanns- und n Der Antrag der Kommiſſion gebt 
dahin, die Petition dem Bundes bräſidium mit dem Erfuchen zu überweiſen, 
baldmöglichſt gemeinſame Beſtimmungen über die Erforderniſſe, welche zur 
Erlangung der Steneimannd- und Kapitäns⸗Zeugniſſe für alle norddeutſchen 
Schiffe berechtigen, herbeizuführen. 

Präſident Delbrück: Die Petition beansprucht gewerbliche Frei⸗ 
zügigfeit, de aber ohne gemeinſchaftlicht Grundlagen nicht zu realiſiren iſt. 
Die Naoigationsſchulen der einzelnen Bundesſtaaten ſind verſchieden, die 
preußiſche Regierung hat eine Reform derſelben vorgenommen. Haupt- 

Bei iſt eine gleichmäßige Ausbildung; auf welchem Wege das 
zu erreichen, das zu entſcheiden iſt augenblicklich nicht au der Zeit; die 
Bundesregierung wird aber die Angelegenheit fortgeſetzt im Auge behalten. 
— Der Kommiſſionsantrag wird hierauf angenommen. Der Präſident 
theilt mit, daß der geheime Legationsrath v Konig zum Bundeskommiſſar 
für die Beſathung des Konſulatsgeſetzes ernannt ſei. Ferner, daß die 
Militäfoventionen vom Bundespräſidium zur nachträglichen Genehmigung 
vorgelegt ſeien und endlich, daß vom Bandespräſidium ein Geſetzentwu f, 
betreffend die Einführung von Rindvieh und Hammelu, vorgelegt ſei. Das 
Haus beſchließt in Wetren des Letzteren die Schlußberathung Der Prä⸗ 
ſident ernennt den Abg Dr. Mich elis zum Referenten. Ein Vertagungs⸗ 
antrag wird abgelebnt Das Hans tritt in den vierten Gegenſtand der 
Tagesordnung; die zweite Leſung des Geſetzes, betreffend den Haushaltsetat 
für das Jahr 1868. Bei der Generaldiskuſſion erhält zunächſt das Wort 
der Abg. Grumbrecht, der es als erf eulich bezeichnete, daß es jetzt als 
Grun dſatz anerkannt ſei, daß die Mitgliedtr des Reichstages nicht ver⸗ 
pflichtet ſeien, die Koſten zu erſtatten, welche durch Verſehung iores Dienſtes 
während der Reichtagszeit eutſtanden. Er halte es für wünſchenswerth, 
wenn der Herr Bundeskanzler auf Anerkennung dieſes Grundſatzes hinwirken 
wolle. Bundeskanzler Graf v. Bismarck hält den jetzigen Moment für 
eine Diskauſton des zu Grunde liegenden Theils nicht für den geeigneten, 
und will ſich den Intentionen des preußiſchen Miniſteriums durch Rückfrage 
bei feinen preußiſchen Kollegen verfihern (große Heiterkeit). Zu dem Etat 
der Marineverwaltung nimmt das Wort der Abg Lasker. Er wolle den 
Antrag des A g. Tweſten auf Herabsetzung des Gevalts des Marinedirektors 
nicht wieder aufnehmen, da die Regierung beim nächſten Etat den Wanſch 
des Abg Zweiten e füllen wolle Präſident des Bundeskanzleramtes Del- 
brück: Die Ciatspoſition ſei nach dem früheren Inhaber berechnet. Wenn 
der Antrag geſtellt ware, fo würde er demſelven haben entgegentreten 
müſſen, weil die augenblicklich exiſtirenden Verhäl niſſe dies erfordert hätten. 
Seien die Ver hältniſſe im nächſten Jahre verändert, ſo würden natürlich 
nach dieſer Richtung Erfparniffe gemacht werden. Hierauf wird der Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Feſtſtellung des Haushaltsetats des norddeuiſchen 
Bundes für das Jahr 1868, wie er aus der erſten Leſung hervorgegangen 
iſt, auch in dieſer Leſung faſt einſtimmig angenommen; dagegen ſtimmen 
die Abgg. Böckel, Schraps und Bebel. — Es folgt der fünfte Gegenſtand 
der Tagesordnung: erſter Bericht der Petitions⸗Kommiſſion. Die erſte 
Petition der Herren Mittelſtraß und N Direktoren reiſender 
Sängergeſellſchaften in Hamburg, beantragt „Erlaß eines Geſetzes zur 
Steuerung des willkürlichen Verfahrens Seitens der betreffenden Regie 
rungsbeamten bei Gültigkeitserklarungen der den Gewerbetreivenden ver⸗ 
liehenen Gewerbeſcheine“; Me wird auf den Antrag der Kommiſſton als 
Material zur Geſetzgebung über den Gewerbebetrieb dem Bundeskanzler 
überwieſen. Eine zweite Petition des Apothekers Lohſe in Zwickau beantragt, 
dahin zu wirlen, daß die Privilegien, das Konzeſſionsweſen für Apotheker 
aufgehoben, ſowie, daß die Geſetze über den Verkauf von Arzeneien einer 
Reviſton unterzogen werden; fie wird gleichfalls auf den Antrag der Kom⸗ 
miſſion dem Bundeskanzler überwieſen. Eine dritte Petition wird auf den 
Antrag der Kommiſſion dem Präſidenten des Reichstags mit dem Erſuchen 


übergeben, dieſelbe an die Kommiſſion zur Vorberathung des Geſetzentwurfs 
über die Freizügigkeit abgeben zu wollen. — Nächſte Sitzung Montag 
Vormittag 10 Uhr. Tagesordnung: Vorberathung über den Antrag des 
Abgeordneten Schulze, betreffend das Koalitionsgeſetz. Schluß der heutigen 


Sitzung 3 Uhr. 

Köln, 12. Oktober. In Kreiſen, welche dem Verwaltungs⸗ 
rathe der Köln-Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaſt nahe ſtehen, ver⸗ 
lautet, daß die Angelegenheit der Elbüberbrückung bei Hamburg, 
in den Verhandlungen mit den Hamburgiſchen Deputirten, bereits 
ein ſolches Stadium erreicht hat, daß ſchen im Laufe der nächſten 
Woche dem definitiven Abſchluſſe in dieſer Angelegenheit entgegen 
geſehen werden kann. N 

Frankfurt a. M., 12. Oktober. Die Königin von 
Dänemark verlaßt heute Schloß Rumpenheim und kehrt nach Ko⸗ 
penhagen zurück. Der König Georg von Griechenland und der 
Prinz von Wales machten der Königin heute ihre Abſchleds beſuche. 

Dresden, 12. Oktober. Das „Dresdener Journal“ ent⸗ 
hält eine Bekanntmachung des Geſammt⸗Miniſtetriums, welche die 
gegenwärtig vertagte Stände -Verſammlung zum 1. November ein- 


beruft. 
Ausland. 

Wien, 12. Oktober. Der Kaifer if geſtern angekommen 
und hatte eine längere Unterredung mit Herrn v. Beuſt, welchem 
die Adreſſen des Epiſkopates und des Gemeinderathes zur Bericht⸗ 
erftattung zugewieſen wurden. 

Paris, 12. Oktober. „Patrie“ ſchreibt: Nach bier einge- 
troffenen Depeſchen aus Florenz hat die italtentſche Reglerung ſett 
geſtern weder über die Bewegungen der Inſurgenten, noch aus Rom 
Nachrichten. Die Verhaftungen an der Grenze dauern fort. 

— (Poſt.) Wachſende Befürchtungen wegen Rom. — Die 
von Amtcellt befehligten Banden werden auf 20,000 Mann ge- 
ſchätzt. — Rom wird ſich böchſtens noch 5 bis 6 Tage halten kön⸗ 
nen. — Die Königin von Spanten ladet den Papſt nach den ba⸗ 
leariſchen Inſeln ein. — Bei Anweſenbelt des öſterreichiſchen Kat⸗ 
ſers werden keine Feſtlichketten ſtatiftnden da er ſich dieſelben 
verbeten hat. — Victor Emanuel kommt nicht nach Paris. 

Paris, 13. Ottoder. Der „Konſuituttonnel“ dementirt die 
neuerdings in Betreff einer Krankheit des Katſerlichen Prinzen jir- 
kulirenden Gerüchte. 

London, 10. Oktober. (A. A. C.) Im heute Abend er⸗ 
ſchlenenen „Globe“ wird aus Paris der Inhalt eines neuen Eir- 
kulars der Regierung ſklzzirt, das bereits offiziell in die Provinzen 
telegraphirt wurde. Darin wird das Prinzip der Nichtintervention 
aufs Neue in den beſtimmteſten Ausdrücken adoptirt, als die Balls 
der franzöſtſchen Politik. Einem Gerücht zufolge habe man der 
ttaltentiſchen Regterung erklärt, es jei unumgänglich, daß Pius IX. 
bis zu feinem Tode in Rom verbleibe. 

— Der ſpaniſche General-Konſul in London hat eine König- 
liche Order bekannt gemacht, daß alle Auktionen von unverarbet⸗ 
tetem Taback auf Manilla unterſagt worden und daß mit Ausnahme 
der 3000 Ballen, die im „Neptun“ und „Napoleon“ verladen ſind, 
feine Verladungen aus jener Quelle bis auf Weiteres erwartet 
werden können. 


u > Der braſilianiſche Fluß Madeira if für a geöfinet, 
ſo daß Schiffe ducch den \ \ N ! 
konnen. — Der große Sit der Londoner Schneldergeſellen hat 


in dieſer Woche fein Ende erreicht. Ste haben ihre Forderungen 
aufgegeben. 

Florenz, 12. Oktober. (Ueber Paris.) Das Giornale di 
Roma“ vom 11. d. M. meldet: In Torre Alfina, Monte Alfino 
und Procceno haben ſich zahlreiche Inſurgentenſchaaren wiederum 
vereinigt, die noch fortwährend Zuzug und Aus rüſtungsgegenſtände 
empfangen. Eine andere Abtheilung der Gartbaldtaner in der 
Stärke von etwa 1000 Mann hat von Neuem Nerola beſetzt und 
dort Requiſitionen von Lebensmitteln ausgeſchrieben. Die päpſt⸗ 
lichen Truppen marſchiren gegen die Inſurgenten. 

Florenz, 12. Ottober. In einer Proklamatlon aus Rom 
vom 9. d. Mis. erklärt das römiſche Comité, daß es die Leitung 
der Bewegung wieder übernommen babe und fordert die Römer auf, 
Vorkehrungen zu treffen, um den Aufſtand in der Provinz zu unter- 
ſtützen. 

— In einer Proklamation verheißt Garibaldi ſeine bevor- 
ſtebende Ankunft anf dem Inſurrektlons - Schauplatze und ernennt 
bis dahin jeinen Sohn Menottt zum Kommandanten. Die päpft- 
lichen Truppen wurden in mehreren Gefechten geſchlagen und üder 
die Grenze auf Königlich italleniſches Gebiet gedrängt, woſelbſt fie 
zwangeweiſe entwaffnet worden find. Die Munizipien von Lodt 
und Brescia baben eine Subskription für die verwundeten Inſur⸗ 
genten eroffnet. 

Rom, 12. Oktober. (Ueber Paris.) Cine Infurgenten- 
ſchaar hat, während die päpftliche Garniſon auf einem Streifzug 
durch das umliegende Gebiet begriffen war, die Stadt Subtaco be- 
jest. Vie Genod'armerte mußte ſich auf das Schloß zurückzte ben. 
Lie Papſtlichen nahmen darauf die Stadt wieder ein. Der „Oſſer⸗ 
vatore Romano“ dementirt die Nachricht, Mgr. Fracht ſei in einer 
polttiſchen Miſſton nach Biarritz geſandt. 

Kopenhagen, 12. Oktober. Der König und die Königin 
von Daucmart werden nicht nach Petersbutg zur Hochzeit des Kö. 
nige von Griechenland reifen. Baron v. Bille-Brabe, bisher dä⸗ 
niſcher Geſandter in Brüſſel, reift heute von dort nach Florenz, 
um den Poſten des däntſchen Geſandten bei der italtentſchen Re- 
gierung anzutreten. 

ERWIESEN v 
Vommern. 

Stettin, 14. Ottober. Auch für dieſen Winter hat Herr 
apellmeiſter Orlin einen Cyklus ſeiner jo beltebten „Sympbonle- 
Konzerte“, deren erſtes übermorgen Nachmittag im Saale des 
Schügenhauſes ſtatiſindet, arrangitt. Der anerkannte Ruf des 
Dirigenten bürgt dafür, daß dem muſikliebenden Publikum durch 
ſorgfaltige Auswahl der Muſtkſtücke und (xakte Ausführung nur 
Gutes geboten wird. 

— Am nächſten Donnerſtag Abends 6 Uhr wird der bliebe 
Flöuſt Harnack aus Leipzig unter Mitwirkung des Herrn Orga- 
niften Todt in der erleuchteten St. Jobanntekliche eln geiflliches 
Konzert veranſtalten, auf das wir noch beſonders aufmerkſam machen. 
Das Programm iſt in Rückſicht auf den Eintiltteprtis von nur 
5 Sgr. ein beſonders reichhaltiges und gewähltes. 

— Geſtern Nachmittag erfolgte die Verhaftung des obdach⸗ 
loſen Arbelters Grünke, der erheblich angetrunken, lärmend und 
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ſchreiend mehrere Straßen durchzog und felbſtverſtändlich ein zahl 
reiches Publikum um ſich verſammelte. Einem Polizeibeamten, der 
ihn durch gütlichts Zureden zu entfernen ſuchte, widerſeßte er ſich 
in einer Weiſe, daß eine Militärpatrouille Behufs feiner Feſtnahme 
tequirirt werden mußte. 

— Vorgeſtern Abend bemerkte der Komtoirbote Triglaff auf 
dem Flur des Hauſes gr. Oderſtr. 5 einen „Mos covitz, Jozef Peſt“ 
gezeichneten, circa 1%, Scheffel ungariſchen Weizen enthaltenden 
Sack; bald erſchien auch ein nicht näher ermittelter Mensch, um 
den Sack, den er als ſein Eigenthum bezeichnete, abzuholen. T. ver⸗ 
binderte die Mitnahme des Sackes indeſſen, machte der Revierpolizel 
von dem Vorfalle Anzeige und hat diefe den muthmaßlich geſtoh⸗ 
lenen Weizen in Beſchlag genommen. 

— Am Sonnabend iſt die Leiche des bereits im September 
ertrunkenen Sohnes des derzeit mit ſeinem Fahrzeuge hier anweſend 
geweſenen Kahnſchiffers Nagel in der Oder treibend gefunden und 
nach dem Krankenhauſe geſchafft worden. 

— Gleichzeitig mit den Muſtern für die Flaggen der Kriegs⸗ 
marine und den Kauffahrteiſchiffen des norddeutſchen Bundes ſind 
von Sr. Maj. dem Könige auch die Muſter für die Flaggen der 
verſchiedenen Klaſſen von Staatsſchiffen feſtgeſtellt worden. Es 
unterſcheiden ſich dieſe von der Flagge der Kriegsmarine und unter⸗ 
einander nur durch die Embleme, welche bei denſelben im unteren 
linken Felde angebracht und die für jede Klaſſe der Staats ſchifft 
andere find, und zwar folgende: für die Königlichen Zollfahrzeuge 
ein blauer Anker mit dem Buchſtaben K. an der einen und Z. an 
der anderen Seite deſſelben; für die Königlichen Poſtſchiffe ein Poſt⸗ 
boru; für die Königlichen Lootſenfabrzeuge zwei ſich kreuzende blaut 
Anker; für die Laft-, Arbeits- und gemietbeten Fahrzeuge der 
Königlichen Marine vier in Kreuzesform gegen einander geſtellte 
rothe Anker; für die übrigen zum Reſſort des Handels-Minifteriumd 
gehörigen Fahrzeuge ein blauer Anker obne Buchſtaben. ; 

— Bel der jünſt erfolgten Wahl von Repräſentanten be 
diefigen Synagogengemelnde wurden gewählt die Herren L. Mar 
naſſe jun., H. J. Levy, Louis Friedemann, M. Hohenſtein, Marc, 
Brock, Herrm. Lehmann, J. Baumann. 

+ Belgard, 12. Oktober. In Betreff der Verlegung von 
ein oder zwei Schwadronen Dragoner von bier nach Schlvelbeln 
ſind neuerdings Verhandlungen zwiſchen dem Magiftrat und dem 
Regiments-Kommando eingeleitet, ob dieſelben aber zu einem gün⸗ 
ſtigen Abſchluſſe gelangen werden, erſcheint noch ungewiß, da man 
an gewiſſer Stelle nicht abgeneigt ſein ſoll, das ganze Dragoner⸗ 
Regiment hier zu belaſſen. 


Vermiſchtes. 

London, 10. Oktober. Der Befiper eines Feuerwerkladen⸗ 

in Edinburg war damit beſchäftigt, eine Rakete zu machen, als bie 
ſelbe plotzlich explodirte und eine große Maſſe zündbarer Stoffe in 
Brand ſetzte. Dieje natürlich explodirten ebenfalls und ein enor⸗ 
mes Volumen Feuer ſchlug in hellen Flammen aus Thüren und 
Fenſtern binaus. Das Haus war eins jener ſtattlichen alten Ge⸗ 
bäude in Canongate, welche zu der Zeit, als der Hof in Holyrood 
reſidirte, von der ſchottiſchen Ariſtokratie bewohnt wurden. s 


Scene war entſetzlich; Kinder wurden aus den Jen i 
worfen und Frauen ſprangen entweder aus Verzwelflung auf di 

Straße und blieben auf der Stelle todt, oder fielen, alle polo 
aufgebend, einander in die Arme und erwarteten reſignirt den Tod 
des Erſtickens. Fünf Perſonen verloren das Leben und fieben an“ 
dere wurden, einige davon ſogar ſehr gefährlich, verwundet. Glück⸗ 
licherweiſe befanden ſich gerade um die Zeit des Unglücks mehrere 
der Kinder in der Schule und beim Splel und die Männer an 
der Arbeit, ſonſt wäre der Verluſt an Menſchenleben wahrſcheinlich 
noch viel beträchtlicher geweſen. 


Börſen⸗Berichte. ie 
Stettin, 14. Oktober. Witterung: ſchön. Temperatur + 9 „R. 
Wind: SW. 
Au der Bor le. 


Weizen ſteigend, loco per 2125 Pfd. 93—103 z bez., feiner 104 
bis 108 bez., 83 —85pfd. gelber Oktober 104, 104%, , 105 % 
bez. u. Br., 104%, Gd., Oktober⸗November 100 bez., Br. und Gb., 
Frühjahr 98, 98½ 9% bez., Br. u. Gd. 

Roggen wenig verändert, pr. 4% Bid. loc 73—77½ , bez 
Oktober 75½, 75 bez. u. Gd., Oktober - November 73½ 1 Br. 
73 Gd., Frühj. 69%, 70 bez. u. Br. 

Gerſte loco per 1750 Pfd Oderbruch 54 % bez., ſchleſiſche und 
mährische 5456 * bez., ungariſche 53—55 bez., 69 — 70pfd. ſchleſ. 
Oktober 54 bez.. Frübj. 55 2%, bez. u. Br. 

Hafer loco pr. 1300 Pfd. 34—35½ . bez., Oktober 36 4 Br., 
35% Gd., Frühjahr 35 % Gd. 

Petroleum loco 7% W bez. 

Mudol feſt und höher, loco vom Lager 11%, % Br., Oktbr. 11712, 
5% ½% 34 bez. u. Br., Oktober⸗November 11½ 34 bez, November⸗Be⸗ 
zember 11% * bez., Dezember⸗Januar 11½ & bez., April⸗Mai 11% 
I Br. u. Gd. 

Spiritus ſteigend, loco ohne Faß 23½, 3%, %, 1½ „ bez., OP 
gl — — ber 2016 e 20% 34 bez. u. Gd, 

ovember⸗Dezember a r., Frühj 1 1 5 

beter 50 fe Hafer. Nahe 17h, den Re ba 

Regulirungspreiſe: Weizen 104½, Ro 54 
Nabol 115% Spiritus 23%. We, Kaen ., e e 


Stettin 2 den 14. October, 


Hamburg : 6 Tag.] 151 bz St. Börsenhaus-O. +| 4 — 
pr „2 Mt. 150% B |St.Schanspielh.-O.-| 5 — 
Amsterdam. 8 Tag. 143 G Pom. Chausseeb.-O.| 5 Era 
y 2 Mt. 2 Used. Woll. Kreis-O. 5 — 
London 10 Tag. 6 25 bz St. Strom-V.-A. — 4 4 8 
3 3 Mt. 6 24 bz br. National-V.-A. 4 | 113 B 
Paris 10 Tg.. 81½ bz br. See- Assecuranz| 4 — 
ER TUR 2 Mt. — Pomerania 4113 6 
Bremen 3 Mt. 55 Union 4 | 103%, B 
St. Petersbg.|3 Weh 92% G |St. Speicher-A.-:-- 5 — 
Wien 8 Tag. * Ver.-Speicher- A.. 5 . 
„44 2 Mt. — Pom. Prov.-Zuckers.] 5 — 
Preuss. Bank 4 Lomb. 4½ „N. St. Zuekersied. 4 — 
Sts.-Anl.5457 4½ — Mesch. Zuckerfabrik 4 — 
> 5 25 — Bredower „ 4 — 
St. Schldsch. 3 Ya = Walzmühle 5 — 
P. Präm.-Anl.| 3%, — St. Fortl.-Cementf..- 4 — 
Pomm.Pidbr.| 3 ½ —— St. Dampfschlepp G.] 5 — 
„ » 4 — St. Dampfschiff- V.. 5 — 
5 Rentenb. 4 — Neue Dampfer-C. . 4 83 B 
Ritt. P. P. B. A.] 4 — Germania 95 B 
Berl.-St. E. A. 4 — Furane eee 85 B 
n Prior.) 4 — St. Dampfmühle . 4 | 100%, 6 
„ 95. 4½ — Pommerensd. Ch. F.] 4 — 
an 15 — 1 — 5 — 2 4 — 
n rior. — St. tdünger-F,.-| — — 
St. Stadt-O. -| 41% 96 B Gemeinn. 8 5 — 


